
Pressespiegel
16.08.2022



Inhalt

EWN
1 | Stadtwerke wollen Umlage an Kunden durchreichen
Ostsee-Zeitung - Rostocker Zeitung, 16.08.2022 3

2 | Atomenergie: Wohinmit dem Atommüll? Längere Laufzeit wirft Fragen auf
waz.de (Westdeutsche Allgemeine Zeitung), 16.08.2022 4



PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 16.08.2022

EW
NOstsee-Zeitung - Rostocker Zeitung | 16.08.2022 | S. 6

Auflage: 29.017 | Reichweite: 74.194

Frank Pubantz

ENERGIEVERSORGUNG

Stadtwerke wollen Umlage an Kunden durchreichen

Die umstrittene Gasumlage des Staates wird bei 2,4 Cent je Kilowattstunde liegen - womög-
lich plus Steuern. Parallel rechnen Stadtwerke im Nordosten mit weiter kräftig steigenden
Preisen und Zahlungsnot bei Kunden. Eine große Stadt hat bereits einen neuen Preissprung
um bis zu 70 Prozent ab Herbst angekündigt.

Kunden in MV müssen ab Oktober für die Gasversor-
gung erneut tiefer in die Tasche greifen. Die Firma Tra-
ding Hub Europe gab gestern die Höhe der staatli-
chen Gasumlage mit 2,419 Cent pro Kilowattstunde
bekannt. Stadtwerke rechnen zum Jahreswechsel mit
deutlich höheren Preisen.

Knapp 600 Euro muss ein Haushalt ab Oktober per
Umlage mehr für die Gasversorgung ausgeben, der
im Jahr 20 000 Kilowattstunden verbraucht. Geld, das
die Bundesregierung einziehen lässt, um den Gas-
Importeur Uniper zu entlasten. Befragte Stadtwerke in
MV geben an, diese Umlage an die Kunden weiterzu-
geben. Stand jetzt sind es knapp 2,88 Cent je kw/h -
inklusive Mehrwertsteuer. Ob ein Antrag des Bundes
auf Steuererlass in der EU durchgeht, sei ungewiss.

Es hätte schlimmer kommen können, reagiert Tho-
mas Prauße, Geschäftsführer der Stadtwerke Greifs-
wald. So war sogar eine Gasumlage von bis zu 5 Cent
im Gespräch. Gedacht, um exorbitante Preisanstiege
zu verhindern. „Die Frage ist, ob unsere Kunden da-
mit wirklich entlastet werden“, zweifelt Prauße. „Die
großenPreissteigerungenbei Gas undStromkommen
zum Jahreswechsel.“ Er befürchte viele zahlungsunfä-
hige Kunden und Stadtwerke in Liquiditätsnot.

Thomas, Prauße, Geschäftsführer der Stadtwer-
ke GmbH ’GreifswaldStadtwerke’

Auch die Stadtwerke Rostock wollen die Gasumlage
an Kunden durchreichen, erklärt ein Sprecher. Dies
gilt auch für die Stadtwerke Stralsund - „aus heutiger
Sicht“, so Geschäftsführer Ralf Bernhardt. Er moniert
einen hohen Aufwand zur Umsetzung der Umlage.

Aus Sicht von Experten wird sich die Preisspirale bei
Gas weiter drehen. Neben der Gas- wird es auch ei-
ne neue Gasspeicherumlage geben. Zudem verweist
Trading Hub Europe auf weitere Umlagen in der Bran-
che, die noch steigen könnten. „Wir sind noch nicht
durch“, so Prauße. Zudem steigt einfach der Gaspreis
für Hausbesitzer und Mieter. Beispiel: Die Stadtwerke
Schwerin haben ab Oktober ein Preisplus von bis zu
70 Prozent angekündigt. Für 20 000 Kilowattstunden
Heizgas jährlich 2300 Euro mehr.

Aus Politik undWirtschaft kommen Forderungen nach
neuen Hilfspaketen. „Für alle Endverbraucher von
Gas, ob Privathaushalte oder Unternehmen, sind di-
rekt wirkende Entlastungen notwendig“, erklärt Sven
Müller, Vereinigung der Unternehmensverbände MV.
Heißt: „Direktzahlungen und Steuernachlässe“. Politik
müsse den sozialen Frieden wahren.

Linken-MV-Chefin Vanessa Müller nennt die Umlage
„unsozial auf höchstem Niveau“. Martin Schmidt von
der AfD im Landtag erklärt: „Die Bundesregierung
schafft keine Entlastung, sondern schnürt Belastungs-
pakete.“ Dies treffe Menschen in MV wegen des gerin-
gen Lohnniveaus besonders hart.

Die Gasumlage werde vor allem Bürger mit geringen
Einkommen belasten, soMinisterpräsidentinManuela
Schwesig (SPD). „Deshalbmussesgleichzeitig auchei-
ne Entlastung für kleine und mittlere Einkommen ge-
ben.“ Das Energiegeld für Arbeitnehmermit Kinderbo-
nus sei „der erste richtige Schritt“. Nötig sei dies auch
für Rentner, Solo-Selbstständige und Studenten.
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Atomenergie: Wohinmit dem Atommüll? Längere Laufzeit wirft
Fragen auf

Essen. Eine Verlängerungder Laufzeiten für Atomkraftwerkeproduziertmehr Atommüll. Zugleich lau-
fen die Genehmigungen für die Zwischenlager bald aus.
Durch den Krieg in der Ukraine und die daraus fol-
gende Energiekrise nimmt die Debatte um eine Ver-
längerung der Laufzeiten für die drei noch aktiven
Kernkraftwerke in Deutschland immermehr Fahrt auf.
„Das kann Sinn machen“, sagte Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) kürzlich bei einemBesuch imMülheimer
Siemens-Werk.

Und auch die in NRW mitregierenden Grünen ver-
schließen sich der Frage in dieser Krisenzeit nicht
mehr grundsätzlich. Zunächst solle der Stresstest für
die Stromversorgung abgewartet werden, heißt es.
Doch eine zentrale Frage in der Debatte um die
Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke wurde bis-
her noch nicht beantwortet: Wohin mit dem Atom-
müll?

Mehr radioaktiver Abfall

Derzeit befinden sichdie strahlendenAbfälle in Lagern
an den AKW-Standorten oder in zentralen Zwischenla-
gern. „Es ist logisch, dass bei einemWeiterbetrieb der
Kernkraftwerke mehr radioaktiver Abfall anfallen wür-
de“, sagt Burghard Rosen, Sprecher der bundeseige-
nen Gesellschaft für Zwischenlagerung BGZmit Sitz in
Essen. Die BGZ ist verantwortlich für die „zuverlässi-
ge und sichere Zwischenlagerung“ atomarer Abfälle in
Deutschlandmit bundesweit 17 Standorten, einer da-
von ist Ahaus in NRW.

Ein Szenario für eine Zwischenlagerung zusätzlicher
Atomabfälle gibt es offenbar noch nicht. „Nach dem
Atomgesetz müssen die Kernkraftwerke zum 31. De-
zember 2022 abgeschaltet werden. Das ist der Stand
der Dinge und damit arbeiten wir“, sagt Rosen von der
Gesellschaft für Zwischenlagerung.

Zahlreiche Entsorgungsfragen sind bislang noch of-
fen: Wird es einen Streckbetrieb geben mit den vor-
handenen Brennelementen? Wird die Laufzeit nur ei-
nes Reaktors verlängert oder von mehreren? Wie lan-

ge sollen die Kraftwerke dann weiterlaufen? Ein Jahr,
zwei Jahre oder länger? Von den Antworten hängt ab,
obundwie viele zusätzlicheCastorenbenötigtwerden
undwie viel zusätzlichen Abfall die Zwischenlager auf-
nehmen müssen. „Wir verfolgen natürlich die aktuel-
le Debatte. Konkrete Aussagen zu den Auswirkungen
einer möglichen Laufzeitverlängerung können wir na-
türlich erst machen, wenn die Rahmenbedingungen
dazu feststehen“, sagt Matthias Heck, Leiter des Be-
reichs Genehmigungen bei der BGZ in Essen.

Auswirkungen auf die Endlagersuche

„Grundsätzlich ist in unseren Zwischenlagern Kapazi-
tät vorhanden“, sagt Rosen. „Ob diese bei einer Lauf-
zeitverlängerungausreichenwürde, hängt vondenge-
nannten Aspekten ab.“ Eine Genehmigung, umBrenn-
elemente in Castoren zwischenzulagern, gibt es bis-
lang nur für die bisherigen Brennelementetypen. Soll-
ten Brennstäbe eines anderen Typs zum Einsatz kom-
men, wäre dafür eine neue, zeitaufwendige Genehmi-
gung nötig, erklärt Heck. Doch damit nicht genug: Ei-
nes Tages müssten die Castoren in ein neues Endla-
ger verbracht werden. Rosen: „Bei der Endlagersuche
wird aber mit den bestehenden Abfallmengen kalku-
liert, das würde sich dann ändern.“

Nuklearenergie

Wie viel zusätzlicher Strahlenmüll bei einer Verlänge-
rungder Laufzeiten anfallenwürde, sei derzeit nicht zu
kalkulieren, erklären die Experten von der BGZ. „Dar-
über kann man nur spekulieren, es hängt von vielen
Faktoren ab.“ Nach der planmäßigen Abschaltung der
Kraftwerke Ende Dezember müssten jedenfalls rund
1900 Castoren eingelagert werden. Bei einer Verlänge-
rung der Laufzeiten und dem Einsatz neuer Brennele-
mente dürften zahlreiche dieser sechs Meter großen
und rund 110 Tonnen schweren Behälter hinzukom-
men.
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Genehmigung für die Zwischenlager endet

Zugleich läuft in den kommenden Jahren die Geneh-
migung für den Betrieb der Zwischenlager in Deutsch-
land nach 40 Jahren aus. Die Frist war ursprünglich
politisch motiviert, denn bis heute ist die Sorge vie-
ler Bürgerinnen und Bürger an den Lagerorten groß,
dass diese klammheimlich zu Endlagern umfunktio-
niert werden. Die Genehmigung für Gorleben endet
daher im Jahr 2034, für Ahaus 2036, bei den anderen
Lagern läuft sie in den 2040er-Jahren aus. Das Pro-
blem: Ein Endlager für hochradioaktive Stoffewird kei-
nesfalls vor 2050 in Betrieb gehen, eher später.

Da die Zwischenlager demnach noch viele Jahrzehn-
te benötigt werden,müssen die Betriebsgenehmigun-
gen erneuert werden. „Das ist aber kein einfacher Ver-
waltungsvorgang, sondern bedarf aufwendiger Prü-
fungen und Forschungen“, erklärt Heck. „Wir müssen
für die Zwischenlager komplett neue Genehmigungen
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erlan-
gen“ - ein Prozess, der rund acht Jahre beanspruchen
könne.

Provisorium für viele Jahrzehnte

So müsse zum Beispiel untersucht werden, ob die
Dichtungen der Castor-Behälter sowie das Gussmate-
rial durch Strahlung und Hitze in Mitleidenschaft ge-
zogen wurden oder ob sie noch weitere Jahrzehnte
durchhalten. Dazuhat die Essener BGZbereits ein um-
fangreiches Forschungsprogramm gestartet.

Wenn im Idealfall im Jahr 2050 ein Endlager in

Deutschland in Betrieb genommenwird, dürften noch
weitere Jahrzehnte ins Land gehen, bis sämtliche Cas-
toren aus allen Zwischenlagern in Deutschland ab-
transportiert und in tiefen geologischen Schichten für
alle Ewigkeit eingelagert sind. „Wir stellen uns auf ei-
nen Zeitraum bis 2080 ein“, sagt Rosen. Das bedeutet:
Die Laufzeit derZwischenlagermüssteummindestens
50 Jahre verlängert werden. An Standorten wie Ahaus
dürfte das kaum Freude auslösen.

Das Zwischenlager in Jülich

Auch am Standort des ehemaligen Forschungs-
reaktors in Jülich (NRW) lagert hochradioaktiver
Abfall in 152 Castor-Behältern. Wegen fehlender
Erdbebensicherheit sollte das Zwischenlager „un-
verzüglich“ geräumt werden, verfügte das NRW-
Wirtschaftsministerium als zuständige Atomaufsichts-
behörde. Das war im Jahr 2014.

Drei Alternativen werden seither geprüft: Rücktrans-
port in die USA, Bau eines erdbebensicheren Lagers in
Jülich oder Abtransport ins Zwischenlager Ahaus. Für
die heikle Fahrt durchs Rheinland und das Ruhrgebiet
gabesabernie eineTransportgenehmigung. Ergebnis:
Der Atommüll steht immer noch in Jülich.

Die neue schwarz-grüne Landesregierung will laut Ko-
alitionsvertrag die Zahl der Atomtransporte grund-
sätzlich verringern. Auf Seite 18 haben die Koalitio-
näre festgehalten: „Im Fall der in Jülich lagernden
Brennelemente bedeutet dies, dass wir die Option ei-
nesNeubaus eines Zwischenlagers in Jülich vorantrei-
ben.“
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